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Friedhofssatzung für die Friedhöfe Lindenstraße und Waldfriedhof Freudenthal-

straße vom 14.10.2002 

i.d.F. vom 14.03.2007, 27.05.2010, 21.12.2010, 15.12.2011, 04.12.2014, 19.04.2018, 
26.09.2019, 17.03.2022 

(RKZ vom 18.10.2002, 22.03.2007, ABl. f.d. LK ROW vom 15.06.2010, 31.12.2010, 
31.12.2011, 15.12.2014, 30.04.2018, 31.10.2019, 31.03.2022) 

(Rechtskraft der 7. Änderungssatzung = 01. April 2022) 
 
 
Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes in der 
zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Rotenburg (Wümme) in seiner Sitzung am 
14.10.2002 folgende Satzung beschlossen: 
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Abschnitt I - Allgemeine Rechtsvorschriften 
 

§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck 
 
(1) Die Stadt unterhält und betreibt die Friedhöfe Lindenstraße und Waldfriedhof Freudenthal-

straße als öffentliche Einrichtung in der Form einer nicht rechtsfähigen öffentlichen Anstalt. 
 
(2) Die Friedhöfe Lindenstraße und Waldfriedhof Freudenthalstraße dienen der Bestattung aller 

Personen, die zum Zeitpunkt ihres Ablebens Einwohner der Stadt waren oder die ein Recht 
auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. 

 
(3) Die Beisetzung anderer Personen bedarf einer Ausnahmegenehmigung durch die Fried-

hofsverwaltung. 
 
 

§ 2 Aufsicht und Verwaltung 
 
Aufsicht und Verwaltung der Friedhöfe obliegen der Stadt (Friedhofsverwaltung). 
 
 

§ 3 Schließung und Entwidmung 
 
(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus wichtigem öffentlichen Inte-

resse geschlossen oder entwidmet werden. Durch Schließung wird die Möglichkeit weiterer 
Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verlieren der Friedhof, die Friedhofs-
teile oder die einzelnen Grabstätten ihre Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. 
Besteht die Absicht der Schließung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wie-
dererteilt. 

 
(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils öffent-

lich bekanntzugeben. 
 
(3) Die Stadt kann die Schließung verfügen, wenn keine Rechte auf Bestattung entgegenste-

hen. 
 
(4) Die Stadt kann die Entwidmung verfügen, wenn alle Nutzungsrechte und Ruhezeiten abge-

laufen sind. 
 
(5) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte aufgehoben oder im Einverneh-

men mit den Nutzungsberechtigten abgelöst werden sollen, sind unter ersatzweiser Ein-
räumung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten für den Nutzungsberech-
tigten möglich. 

 
 

§ 4 Toleranzgebot 
 
(1) Bei der Verwaltung und der Benutzung der Friedhöfe ist davon auszugehen, dass sie der 

letzten Ruhe aller Einwohner ohne Rücksicht auf ihre Religionszugehörigkeit oder Weltan-
schauung dienen. 

 
(2) Mit Rücksicht hierauf ist es nicht gestattet, in den Friedhofskapellen und auf den Friedhöfen 

Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften oder die Inhalte von Religionen und 
Weltanschauungen herabzuwürdigen oder anzugreifen. 
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§ 5 Öffnungszeiten 
 
(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den Be-

sucher geöffnet. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann das Betreten aller oder einzelner Teile der Friedhöfe aus be-

sonderem Anlass vorübergehend untersagen. 
 

§ 6 Verhalten auf dem Friedhof 
 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen ruhig und der Würde des Ortes entsprechend zu verhal-

ten. Die Anordnungen der Friedhofsverwaltung sind zu befolgen. 
 
(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet: 
 

a) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschädi-
gen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Flächen außerhalb der Wege, 
Grabstätten und Grabeinfassungen unbefugt zu betreten, 

b) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräte (z.B. Rollschuhen, Inlineskater), 
ausgenommen Kinderwagen und Rollstühle, zu befahren, 

c) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Plätze und Einrichtungen abzula-
gern, 

d) der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie das Anbieten 
von Dienstleistungen, 

e) Druckschriften zu verteilen, 

f) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattungshandlung Grabpflegearbei-
ten ohne motorbetriebene Geräte auszuführen, 

g) bei Bestattungshandlungen Arbeiten mit motorbetriebenen Geräten auszuführen, 

h) zu lärmen, zu spielen, zu essen, zu trinken oder zu lagern, 

i) Tiere mit sich zu führen, mit Ausnahme von Hunden, die an der Leine zu führen sind. 
 
(3) Die Stadt kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Friedhofszweck und der Ordnung 

auf ihnen vereinbar sind. 
 
 

§ 7 Gewerbliche Arbeiten 
 
(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für ihre Tätigkei-

ten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Stadt, über die eine entspre-
chende Bescheinigung ausgestellt wird. Diese Bescheinigung, in der der Umfang der Tätig-
keit im Einzelnen festzulegen ist, ist alle 3 Jahre zu erneuern und Mitarbeitern der Fried-
hofsverwaltung auf Verlangen vorzuweisen. 

 
(2) Zugelassen werden Gewerbetreibende, die 
 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 

b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung oder einen vergleichbaren aner-
kannten beruflichen Abschluss abgelegt haben oder in die Handwerksrolle eingetragen 
sind oder über eine gleichwertige Qualifikation verfügen und 

c) einen für die Ausführung ihrer Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz 
nachgewiesen haben. 
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(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 
ergangenen Regelungen zu beachten und einzuhalten; insbesondere dürfen sie u.a. erst mit 
Arbeiten beginnen, wenn ihnen bzw. ihrem Auftraggeber die erforderliche Genehmigung 
vorliegt oder diese nachgewiesen wurde. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, 
die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen 
schuldhaft verursachen. 

 
(4) Unbeschadet des § 6 Absatz 2 Buchstabe e) dürfen gewerbliche Arbeiten auf den Friedhö-

fen nur während der von der Stadt festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. In den Fällen 
des § 5 Absatz 2 sind gewerbliche Arbeiten ganz untersagt. 

 
(5) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 

nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht behindern. Bei 
Beendigung oder Unterbrechung der Tagesarbeit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder 
in den früheren Zustand zu bringen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen kei-
nerlei Abraum ablagern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahme-
stellen der Friedhöfe gereinigt werden. 

 
(6) Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vorschriften der Absätze 3 

bis 5 verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Absatz 2 ganz oder teilweise nicht 
mehr gegeben sind, kann die Stadt die Zulassung auf Zeit oder auf Dauer durch schriftli-
chen Bescheid entziehen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung entbehr-
lich. 

 
(7) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni-

on oder in einem anderen Vertragstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer Tätig-
keit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden Bediensteten 
bei der Stadt einen Ausweis zu beantragen. Die Bedienstetenausweise sind dem Friedhofs-
personal auf Verlangen vorzuweisen. 
 
Abs. 1 – 2; Abs. 4 Satz 2 und Abs. 6 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren 
kann über eine einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Nie-
dersachsen abgewickelt werden. 

 
 

Abschnitt II - Bestattungsvorschriften 

 

§ 8 Allgemeines 
 
(1) Trauerfeiern und Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalles bei 

der Stadt anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. Wird 
eine Beisetzung auf einer bereits erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist auch das Nut-
zungsrecht nachzuweisen. Bei Feuerbestattungen ist gleichzeitig die Art der Beisetzung 
festzulegen. 

 
(2) Die Friedhofsverwaltung setzt im Einvernehmen mit den Angehörigen und dem Bestat-

tungsunternehmen die Grabstelle und den Zeitpunkt der Bestattung fest. Bestattungen sol-
len in der Regel spätestens am 7. Tage nach Eintritt des Todes erfolgen. Leichen, die nicht 
binnen 7 Tagen nach Eintritt des Todes sowie Aschen, die nicht binnen eines Monats nach 
der Einäscherung beigesetzt sind, werden auf Kosten des / der Bestattungspflichtigen von 
Amts wegen in einer Reihengrabstätte beigesetzt. Tage, an denen in der Stadt keine Be-
stattungen vorgenommen werden, sind in die Frist nicht einzurechnen. 
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§ 9 Beschaffenheit von Särgen 
 
Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtig-
keit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermeidung von Umweltbelastungen nur 
Särge aus leicht abbaubaren Materialien (z.B. Vollholz) erlaubt, die keine PVC-, PCP-, formal-
dehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefährdenden Lacke und Zu-
sätze enthalten. Entsprechendes gilt für Sargzubehör und –ausstattung. Die Kleidung der Lei-
che soll nur aus Papierstoff und Naturtextilien bestehen. Auch Überurnen, die mit in der Erde 
beigesetzt werden, müssen aus leicht abbaubarem umweltfreundlichem Material bestehen. 
 
 

§ 10 Ruhezeiten 
 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 30 Jahre, bei Verstorbenen bis zur Vollendung 
des 5. Lebensjahres 20 Jahre. 
 
 

§ 11 Umbettungen 
 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2) Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses kann die Friedhofsverwaltung mit 

Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde Grabstätten verlegen und damit Umbettun-
gen vornehmen. Die Leichen- oder Aschenreste sind in diesen Fällen in ein anderes Grab 
gleicher Art umzubetten. 

 
(3) Sonstige Umbettungen bedürfen der Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde. Die 

Genehmigung darf nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden. Ist die Ver-
wesungszeit noch nicht abgelaufen, bedarf die Umbettung der schriftlichen Erlaubnis des 
Amtsarztes und des zuständigen Ordnungsamtes. Die Grabmale und ihr Zubehör können 
nur dann umgesetzt werden, wenn sie nicht gegen die Gestaltungsrichtlinien der neuen 
Gräberabteilung verstoßen. 

 
(4) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag; antragsberechtigt ist der / die jeweilige Nut-

zungsberechtigte. Kann diese/r nicht allein über die Umbettung verfügen, so hat er / sie die 
Einwilligung der anderen Berechtigten (Angehörige) in schriftlicher Form nachzuweisen. 
Ferner hat er / sie eine schriftliche Erklärung abzugeben, dass er / sie neben der Zahlung 
der Gebühren für die Umbettung auch Ersatz für die Schäden leistet, die zwangsläufig 
durch eine Umbettung an benachbarten Grabstätten und Anlagen entstehen. In den Fällen 
des § 27 Abs. 1 Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten gem. § 27 Absatz 1 Satz 4 
können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in 
eine Reihengrabstätte umgebettet werden. 

 
(5) Alle Umbettungen werden von der Stadt durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Um-

bettung. 
 
(6) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 

oder gehemmt. Durch die genehmigte Umbettung besteht kein Anspruch auf vorzeitige 
Rücknahme der Grabstätte. 

 
(7) Umbettungen von Leichen aus einem Reihengrab in ein anderes Reihengrab des gleichen 

Friedhofes sind nicht zulässig, soweit sie nicht aufgrund von § 11 Absatz 2 erfolgen. 
 
(8) Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wiederauszugraben, bedarf 

einer behördlichen oder einer richterlichen Anordnung. 
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Abschnitt III - Grabstätten 

 

§ 12 Allgemeine Bestimmungen über Grabstätten 
 
(1) Die Grabstätten werden unterschieden in: 

a) Reihengrabstätten 

b) Wahlgrabstätten 

c) Erdgemeinschaftsgrabanlage 

d) Urnenreihengrabstätten 

e) Urnengemeinschaftsgrabanlagen („Urnengärten“) 

f) Urnenwahlgrabstätten 

g) anonyme Urnenreihengrabstätten 

h) Naturgrabstätten für Urnen 

i) Grabstätten für muslimische Religionszugehörige 
 
(2) Eine Reihengrabstätte besteht aus einer Grabstelle, eine Wahlgrabstätte besteht aus einer 

oder mehreren Grabstellen.  
 
(3) Die Grabstätten gehen nicht in das Eigentum des Erwerbers / der Erwerberin über. An ihnen 

können nur Rechte nach Maßgabe dieser Satzung erworben werden. 
 
(4) Bei Erdbestattungen darf in jedem Grab grundsätzlich nur eine Leiche beigesetzt werden. 

Ausnahmen hiervon (z. B. eine Mutter mit einem gleichzeitig verstorbenen neugeborenen 
Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr) können 
zugelassen werden. 

 
(5) Ascheurnen dürfen außer in Urnengrabstätten (soweit diese vorhanden sind) auch in Rei-

hen- oder Wahlgrabstätten für Erdbestattungen beigesetzt werden. Es ist ferner gestattet, 
bis zu vier Urnen auf einer bereits mit einer Erdbestattung belegten Wahlgrabstelle beizu-
setzen (Urnenaufsetzung). Dies gilt ebenso für Reihengrabstätten für Erdbestattungen, je-
doch darf die zulässige Zahl von bis zu 4 Urnen nur im Kalenderjahr des Erwerbes aufge-
setzt werden. 

 
(6) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich bei Reihengrabstätten die Pflicht zur Anlage und zur 

Pflege, bei Wahlgrabstätten die Pflicht zur Anlage, zur Pflege und zur vollständigen Räu-
mung der Grabstätte nach Ablauf des Nutzungsrechtes. 

 
(7) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nutzungsrechten an einer 

der Lage nach bestimmten Grabstätte, an einer Wahlgrabstätte, an einer Urnenwahlgrab-
stätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

 
(8) Die Gräber werden von den von der Friedhofsverwaltung bestimmten Personen ausgeho-

ben und wieder zugefüllt. 
 
 

§ 13 Grabtiefen und Abstände 
 
(1) Die Mindesttiefe eines Grabes - gemessen von der Erdoberfläche (ohne Hügel) – beträgt 

1,50 m. Der Sarg muss von einer Erdschicht von mind. 0,90 m bedeckt sein. 
 
(2) Die Gräber für Erdbeisetzungen müssen voneinander durch mind. 0,30 m starke Erdwände 

getrennt sein. 
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(3) Urnen müssen in einer Tiefe von mind. 0,65 m beigesetzt werden.  
 
 

§ 14 Verbot des Ausmauerns 
 
Es ist nicht gestattet, Gräber auszumauern oder Grabgewölbe zu errichten. 
 
 

§ 15 Reihengrabstätten 
 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und erst 

im Todesfalle für die Dauer der Ruhezeit des / der zu Bestattenden abgegeben werden. 
 
(2) Es werden eingerichtet: 
 

a) Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

b) Reihengrabfelder für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 
 
(3) Die Gräber haben folgende Mindestmaße: 

 
a) Reihengrabstätten gem. § 15 Absatz 2 Buchstabe a): 

Länge = 1,10 m, Breite = 0,70 m 

Innenmaß der Gruben: Länge = max. 0,80 m, Breite = max. 0,40 m, Abstand = 0,30 m 

 
b) Reihengrabstätten gem. § 15 Absatz 2 Buchstabe b): 

Länge = 2,50 m, breite = 1,20 m 

Innenmaß der Gruben: Länge = 2,10 m, Breite = 0,90 m, Abstand = 0,30 m 

Abweichungen von diesen Mindestmaßen, die u.a. aufgrund örtlicher Verhältnisse bedingt 
sein können, hat der / die Nutzungsberechtigte hinzunehmen. 

 
(4) Bei der Anlage der Reihengrabstätte ist von dem / der Nutzungsberechtigten zu allen be-

nachbarten Reihengrabstätten ein Abstand von mindestens 20 cm freizuhalten, um somit 
eine Wegeverbindung zu gewährleisten. 

 
(5) Nutzungsrechte über die Ruhezeit hinaus können nicht geltend gemacht werden. Ein Wie-

dererwerb von Reihengrabstätten oder die Verlängerung der Ruhezeiten ist grundsätzlich 
nicht möglich. Sofern nach Ablauf der Ruhezeit die Neuplanung des Grabfeldes den Erhalt 
einer einzelnen Reihengrabstätte ermöglicht, kann ausnahmsweise das Nutzungsrecht für 
weitere 30 Jahre verliehen werden. 

 
(6) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von Ihnen nach Ablauf der Ruhezeit wird 

6 Monate vorher öffentlich durch Aushang in dem amtlichen Aushangkasten der Stadtver-
waltung und den Aushangkästen auf den Friedhöfen sowie durch eine Hinweistafel auf dem 
Reihengrabfeld selbst bekanntgegeben. 

 
 

§ 15a Erdgemeinschaftsgrabanlage 
 
(1) Auf dem Waldfriedhof ist eine Gemeinschaftsgrabanlage für Erdbestattungen eingerichtet. 

Diese trägt den Namen „Fluss des Gedenkens“. 
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(2) Die Erdgemeinschaftsgrabanlage ist eine Grabanlage, die aus einer Gruppe mehrerer Erd-
grabstätten für die Beisetzung von Särgen und einer einheitlichen äußeren Gestaltung be-
steht. In der Erdgemeinschaftsgrabanlage werden die Reihengrabstätten unterschieden in: 

a) Einzelreihengrabstätten, diese bestehen aus einer einzigen Erdreihengrabstelle, und 

b) Doppelreihengrabstätten, diese bestehen aus 2 nebeneinander liegenden Erdreihen-
grabstellen. 

 
(3) An den Grabstätten kann auf Antrag ein Nutzungsrecht erst im Todesfall für die Dauer der 

Ruhezeit des / der zu Bestattenden als Teilhabe an der gesamten Erdgemeinschafts-
grabanlage verliehen werden. 

 
(4) Nutzungsrechte über die Ruhezeit hinaus können an einer Einzelreihengrabstätte nicht gel-

tend gemacht werden. Das Nutzungsrecht an einer Doppelreihengrabstätte wird bei der 
Beisetzung des 2. Sarges für die gesamte Doppelreihengrabstätte um den zur Wahrung der 
Ruhezeit notwendigen Zeitraum verlängert. Die Gebühren richten sich auch bei der Verlän-
gerung des Nutzungsrechtes nach der jeweils gültigen Gebührensatzung. 

 
Ein Wiedererwerb einer Einzel- oder Doppelreihengrabstätte oder die Verlängerung der Ru-
hezeiten ist grundsätzlich nicht möglich. Sofern nach Ablauf der Ruhezeit die Neuplanung 
der Erdgemeinschaftsgrabanlage den Erhalt einer einzelnen Einzel- oder Doppelreihen-
grabstätte ermöglicht, kann ausnahmsweise das Nutzungsrecht für weitere 5, 10, 15, 20, 25 
oder 30 Jahre verliehen werden. 

 
(5) Die Erdgemeinschaftsgrabanlage wird von der Friedhofsverwaltung angelegt und unterhal-

ten. Grabmale zur Erinnerung an die Verstorbenen bzw. zum Auffinden der Gräber werden 
von der Friedhofsverwaltung aufgestellt und gestaltet. Die namentliche Kennzeichnung an 
den Grabmalen wird von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebühr gestellt. 

 
(6) In oder auf dem Boden der Erdgemeinschaftsgrabanlage dürfen keine Veränderungen vor-

genommen werden. Insbesondere ist nicht gestattet: 

a) die Gräber zu bearbeiten, zu schmücken oder in sonstiger Form zu verändern, 

b) Anpflanzungen vorzunehmen, 

c) Grabmale, Gedenksteine und sonstige bauliche Anlagen zu errichten, 

d) Grabschmuck, insbesondere Sargauflagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanz-
schalen, Kerzen, Grablichte und persönliche Andenken niederzulegen. 

 
(7) Grabschmuck, insbesondere Sargauflagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzschalen, 

Kerzen, und persönliche Andenken dürfen nur auf gesondert ausgewiesenen Flächen der 
Erdgemeinschaftsgrabanlage niedergelegt werden. 

 
(8) Das Abräumen der Erdgemeinschaftsgrabanlage oder Teilen von ihnen nach Ablauf der 

Ruhezeit wird 6 Monate vorher öffentlich durch Aushang in dem amtlichen Aushangkasten 
der Stadtverwaltung und den Aushangkästen auf den Friedhöfen sowie durch eine Hinweis-
tafel auf der Erdgemeinschaftsgrabanlage selbst bekanntgegeben. 

 
(9) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) 

Reihengrabstätten entsprechend auch für die Erdgemeinschaftsgrabanlage. 
 
 

§ 16 Wahlgrabstätten 
 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein Nutzungs-

recht verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem / der Erwerber/in (Nutzungsberech-



 - 9 - 7 E 1 

tigte/r) bestimmt wird. Das Nutzungsrecht beträgt 30 Jahre vom Tage des Erwerbes an ge-
rechnet, und wird jeweils auf volle Kalenderjahre aufgerundet. Bei der Gebührenberechnung 
werden nur volle Kalenderjahre zugrunde gelegt. Der Wiedererwerb des Nutzungsrechtes 
nach seinem Ablauf ist nur auf Antrag und, sofern es sich nicht um ein Einzelgrab handelt, 
nur für paarweise Wahlgrabstellen gegen Zahlung einer Gebühr nach der jeweiligen Gebüh-
rensatzung möglich. Dabei kann der Zeitraum für den Wiedererwerb des Nutzungsrechtes 
wahlweise 5, 10, 15, 20, 25 oder 30 Jahre betragen. 

 
(2) Die Stadt kann Erwerb und Wiedererwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten ableh-

nen, beispielsweise wenn die Schließung gem. § 3 beabsichtigt ist. 
 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, rechtzeitig auf den Ablauf des Nutzungsrech-

tes hinzuweisen bzw. zur rechtzeitigen Stellung des Verlängerungsantrages aufzufordern. 
 
(4) Überschreitet bei einer Beisetzung die Ruhezeit das noch laufende Nutzungsrecht, so ist 

zur Wahrung der Ruhezeit das Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte, in besonde-
ren Härtefällen jedoch mindestens für paarweise Grabstellen, um den notwendigen Zeit-
raum zu verlängern. Die Gebühren richten sich auch bei der Erneuerung des Nutzungsrech-
tes nach der jeweils gültigen Gebührensatzung. 

 
(5) In einer Wahlgrabstätte dürfen der / die Nutzungsberechtigte und seine / ihre Angehörigen 

beigesetzt werden. 

Als Angehörige im Sinne dieser Satzung gelten: 

1. der Ehegatte / die Ehegattin bzw. der / die Lebenspartner/in des / der Nutzungsberech-
tigten, 

2. Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister und Geschwisterkinder 

3. die Ehegatten der unter 2. bezeichneten Personen. 
 
(6) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes hat der / die Erwerber/in für den Fall seines  

/ ihres Ablebens aus dem in Satz 3 genannten Personenkreis seine/n Nachfolger/in im Nut-
zungsrecht zu bestimmen. Diesem / dieser soll das Nutzungsrecht durch einen Vertrag, der 
erst zum Zeitpunkt des Todes des / der Übertragenden wirksam wird, übertragen werden. 
Wird bis zu seinem / ihrem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungs-
recht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des / der verstorbenen Nutzungs-
berechtigten mit deren Zustimmung über: 

a) auf den / die überlebende/n Ehegatten / Ehegattin bzw. Lebenspartner/in, und zwar auch 
dann, wenn Kinder aus einer früheren Ehe / Lebenspartnerschaft vorhanden sind. 

b) auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder 

c) auf die Stiefkinder 

d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter 

e) auf die Eltern 

f) auf die vollbürtigen Geschwister 

g) auf die Stiefgeschwister 

h) auf die nicht unter die Buchstaben a) bis g) fallenden Erben. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen der Buchstaben b) bis d) und f) bis h) wird der / die Älteste 
Nutzungsberechtigter. 

Das Nutzungsrecht erlischt, wenn es keiner der Angehörigen des / der verstorbenen Nut-
zungsberechtigten innerhalb eines Jahres seit Beisetzung übernimmt. 

Die Friedhofsverwaltung kann in Ausnahmefällen von dieser Reihenfolge abweichen. 
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(7) Der / die jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht jederzeit auf eine Person 
aus dem Kreis des Absatz 6 Satz 3 übertragen, er / sie bedarf dazu der vorherigen Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung. 

 
(8) Jede/r Rechtsnachfolger/in hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich um-

schreiben zu lassen. 
 
(9) Absatz 6 gilt in den Fällen der Absätze 7 und 8 entsprechend. 
 
(10) Nutzungsberechtigte von Wahlgrabstätten haben zu dulden, sofern andere Wahlgrabstät-

ten nicht direkt an einen allgemein zugänglichen Weg angrenzen, dass Nutzungsberechtig-
te zur Erreichung ihrer Wahlgrabstätte die direkt anliegende Wahlgrabstätte als notwendi-
ge Verbindung benutzen; die Benutzung ist auf ein Mindestmaß unter Berücksichtigung der 
vorhandenen Grabgestaltung sowie des Rücksichtnahmegebotes zu beschränken. 

 
(11) Ein vorzeitiger Verzicht auf das Nutzungsrecht an unbelegten Wahlgrabstätten ist nur mit 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung möglich. Ein vorzeitiger Verzicht auf das Nutzungs-
recht an belegten oder teilweise belegten Wahlgrabstätten ist hingegen erst nach Ablauf 
der letzten Ruhezeit möglich. Ein Verzicht ist grundsätzlich nur für die gesamte Wahlgrab-
stätte möglich. Eine Gebührenerstattung findet nicht statt. 
 
In begründeten Ausnahmefällen oder wenn Gründe einer ordnungsgemäßen und wirt-
schaftlichen Verwaltung des Friedhofs nicht entgegenstehen kann im Einzelfall auf Antrag 
der / des Nutzungsberechtigten auch der Rückgabe des Nutzungsrechtes an teil- oder be-
legten Wahlgrabstätten vor Ablauf zugestimmt werden. 
 
Die Rückgabe eines Nutzungsrechtes sowohl an unbelegten als auch an teil- bzw. belegten 
Wahlgrabstätten ist nach der Friedhofsgebührensatzung gebührenpflichtig. Dies gilt nicht 
für Wahlgrabstätten im Bereich des Entwicklungsleitplanes auf dem Friedhof Lindenstraße 
(§ 17). 
 
Bei vorzeitiger Rückgabe sind die Bepflanzung, die Grabmale sowie sonstige bauliche An-
lagen und eingebrachte Sachen durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. 

 
(12) Für die Größe der Wahlgrabstätten gelten mindestens die Vorschriften des § 15 Abs. 3 

Satz 1 Buchst. b) und § 15 Abs. 3 Satz 2. 
 
 

§ 17 Wahlgrabstätten im Bereich des Entwicklungsleitplanes auf dem Friedhof 

Lindenstraße 
 
Für Wahlgrabstätten, die nach dem Entwicklungsleitplan vom 18.09.1977 in der zurzeit gelten-
den Fassung nicht wieder belegt werden sollen, gelten folgende Abweichungen des § 16: 
 
(1) Bei einer Beisetzung wird das Nutzungsrecht grundsätzlich nur für die durch diese Beiset-

zung belegte Grabstelle um den notwendigen Zeitraum verlängert. In besonders begründe-
ten Härtefällen kann ein widerrufliches Pflegerecht an einer oder mehreren auf der gleichen 
Grabstätte gelegenen Grabstellen eingeräumt werden. In diesen Fällen ist weiterhin die lau-
fende Unterhaltungsgebühr - Ziffer 2 des Gebührentarifes zur Gebührensatzung - zu ent-
richten. Für die Verleihung des Pflegerechtes gelten die Vorschriften des § 20b entspre-
chend. 

 
(2) Bei einem vorzeitigen Verzicht auf das Nutzungsrecht mit gleichzeitigem Erwerb einer ande-

ren Grabstätte auf dem Friedhof Lindenstraße oder auf dem Waldfriedhof Freudenthalstra-
ße wird die restliche Zeit des Nutzungsrechtes (hierbei werden angefangene Jahre nicht be-
rücksichtigt) übertragen. Handelt es sich bei der neu erworbenen Grabstätte um ein Wahl-
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grab in besonderer Lage auf dem Waldfriedhof Freudenthalstraße, so ist der Aufschlagbe-
trag auch für die angerechneten Jahre vom Erwerber zu entrichten. 

 
(3) Übersteigt die Anzahl der abgegebenen Grabstellen die Anzahl der neu erworbenen Grab-

stellen, findet keine Gebührenerstattung statt. 
 
 

§ 18 Urnenreihengrabstätten 

 
(1) Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten für die Beisetzung von Aschen, die der Reihe 

nach belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Urne ab-
gegeben werden. 

 
(2) Eine Urnenreihengrabstätte ist mindestens 0,50 m lang und 0,50 m breit. 
 
(3) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas Anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) 

Reihengrabstätten entsprechend auch für Urnenreihengrabstätten. 
 
 

§ 18a Urnengemeinschaftsgrabanlagen 
 
(1) Sowohl auf dem Friedhof Lindenstraße als auch auf dem Waldfriedhof Freudenthalstraße 

sind Urnengemeinschaftsgrabanlagen („Urnengärten“) eingerichtet. Diese tragen folgende 
Namen: 

 Friedhof Lindenstraße: Garten der Erinnerung 
 Ort der Ruhe 

 Waldfriedhof Freudenthalstraße: Ort der Ruhe  
 Rosengang 
 Rosengarten 

 
(2) Die Urnengemeinschaftsgrabanlage ist eine Grabanlage, die aus einer Gruppe mehrerer 

Urnengrabstätten für die Beisetzung von Aschen und einer einheitlichen äußeren Gestal-
tung besteht. In der Urnengemeinschaftsgrabanlage werden die Urnengrabstätten unter-
schieden in: 

a) Einzelurnengrabstätten, diese bestehen aus einer einzigen Urnengrabstelle, und 

b) Doppelurnengrabstätten, diese bestehen aus 2 nebeneinander liegenden Urnengrabstel-
len. 

In Ausnahmefällen kann im Rosengarten auf dem Waldfriedhof Freudenthalstraße auf 
Antrag eine Doppelurnengrabstätte zu einer Familienurnengrabstätte mit bis zu 4 Urnen-
grabstellen erweitert werden. 

 
(3) Eine Einzelurnengrabstätte ist maximal 0,50 m lang und 0,50 m breit, eine Doppelurnen-

grabstätte ist maximal 0,50 m lang und 1,00 m breit. 
 
(4) An den Urnengrabstätten der Urnengemeinschaftsgrabanlage kann auf Antrag ein Nut-

zungsrecht erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des / der zu Bestattenden als Teil-
habe an der gesamten Urnengemeinschaftsgrabanlage verliehen werden, wobei die Zuwei-
sung der Grabstätte der Reihe nach erfolgt. 

 
(4a) An den Urnengrabstätten der Urnengemeinschaftsgrabanlagen „Ort der Ruhe“ kann auf 

Antrag ein Nutzungsrecht auch bereits zu Lebzeiten als Teilhabe an der gesamten Urnen-
gemeinschaftsgrabanlage verliehen werden, wobei die Zuweisung der Grabstätte erst im 
Todesfall des Nutzungsberechtigten der Reihe nach erfolgt. 

 



 - 12 - 7 E 1 

(5) Nutzungsrechte über die Ruhezeit hinaus können an einer Einzelurnengrabstätte nicht gel-
tend gemacht werden. Abweichend von Satz 1 wird das Nutzungsrecht an einer bereits zu 
Lebzeiten erworbenen Einzel- oder Doppelurnengrabstätte der Urnengemeinschaftsgraban-
lage „Ort der Ruhe“ bei der Beisetzung der 1. Urne für die Einzel- bzw. die gesamte Dop-
pelurnengrabstätte um den zur Wahrung der Ruhezeit notwendigen Zeitraum verlängert. 
Das Nutzungsrecht an einer Doppelurnengrabstätte wird bei der Beisetzung der 2. Urne 
einmalig für die gesamte Doppelurnengrabstätte um den zur Wahrung der Ruhezeit not-
wendigen Zeitraum verlängert. Das Nutzungsrecht an einer umgewandelten Familienurnen-
grabstätte (Ausnahmefall nach § 18a Abs. 2 Buchst. b) wird bei der Beisetzung jeder weite-
ren Urne für die gesamte Familienurnengrabstätte um den zur Wahrung der Ruhezeit not-
wendigen Zeitraum verlängert. Die Gebühren richten sich bei Verlängerung des Nutzungs-
rechtes nach der jeweils gültigen Gebührensatzung. 

 
Ein Wiedererwerb einer Einzel- oder Doppelurnengrabstätte oder die Verlängerung der Ru-
hezeiten ist grundsätzlich nicht möglich. Sofern nach Ablauf der Ruhezeit die Neuplanung 
der Urnengemeinschaftsgrabanlage den Erhalt einer einzelnen Einzel- oder Doppelurnen-
grabstätte ermöglicht, kann ausnahmsweise das Nutzungsrecht für weitere 5, 10, 15, 20, 25 
oder 30 Jahre verliehen werden. 

 
(6) Die Urnengemeinschaftsgrabanlage wird von der Friedhofsverwaltung angelegt, einheitlich 

gestaltet und unterhalten. Auf den Urnengrabstätten dürfen keine Grabmale errichtet oder 
Anpflanzungen vorgenommen werden. Auf Antrag des / der Nutzungsberechtigten kann ei-
ne namentliche Kennzeichnung an einem zentralen Denkmal / Grabmal erfolgen. Die ein-
heitliche namentliche Kennzeichnung wird von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebühr 
gestellt. 

 
(7) Grabschmuck, insbesondere Sargauflagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzschalen, 

Kerzen, Grablichte und persönliche Andenken dürfen nur auf gesondert ausgewiesenen 
Flächen außerhalb der Urnengemeinschaftsgrabanlage niedergelegt werden. 

 
(8) Das Abräumen der Urnengemeinschaftsgrabanlage oder Teilen von ihnen nach Ablauf der 

Ruhezeit wird 6 Monate vorher öffentlich durch Aushang in dem amtlichen Aushangkasten 
der Stadtverwaltung und den Aushangkästen auf den Friedhöfen sowie durch eine Hinweis-
tafel auf der Urnengemeinschaftsgrabanlage selbst bekanntgegeben. 

 
(9) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) 

Reihengrabstätten entsprechend auch für die Urnengemeinschaftsgrabanlage. 
 
 

§ 18b Naturbestattungsgrabfelder 
 
(1) Auf dem Waldfriedhof sind Grabanlagen für Urnenbestattungen in einer naturbelassenen 

Umgebung eingerichtet (Naturbestattungsgrabfelder). Dieses Grabfeld trägt den Namen 
„Naturgarten“. 

 
(2) Auf den Naturbestattungsgrabfeldern stehen folgende Bestattungsarten zur Verfügung: 

a) Bestattungsbaum mit bis zu 12 Urnengrabstellen im Stammumfeld des Baumes und 

b) Bestattungsstrauch mit bis zu 12 Urnengrabstellen im Strauchumfeld. 

Die einzelnen Urnengrabstätten werden des Weiteren unterschieden in: 

a) Einzelurnengrabstätten, diese bestehen aus einer einzigen Urnengrabstelle, und 

b) Familienurnengrabstätten, diese bestehen aus 2 bis max. 4 im Zusammenhang bzw. ne-
beneinander liegenden Urnengrabstellen. 
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(3) An den Grabstätten kann auf Antrag ein Nutzungsrecht erst im Todesfall für die Dauer der 
Ruhezeit des / der zu Bestattenden als Teilhabe an dem gesamten Naturbestattungsgrab-
feld verliehen werden. 

 
(4) Nutzungsrechte über die Ruhezeit hinaus können an einer Einzelurnengrabstätte nicht gel-

tend gemacht werden. Das Nutzungsrecht an einer Familienurnengrabstätte wird bei der 
Beisetzung jeder weiteren Urne für die gesamte Familienurnengrabstätte um den zur Wah-
rung der Ruhezeit notwendigen Zeitraum verlängert. Die Gebühren richten sich auch bei der 
Verlängerung des Nutzungsrechtes nach der jeweils gültigen Gebührensatzung. 

 
Ein Wiedererwerb einer Einzel- oder Familienurnengrabstätte oder die Verlängerung der 
Ruhezeiten ist grundsätzlich nicht möglich. Sofern nach Ablauf der Ruhezeit die Neupla-
nung des Naturbestattungsgrabfeldes den Erhalt einer einzelnen Einzel- oder Familienur-
nengrabstätte ermöglicht, kann ausnahmsweise das Nutzungsrecht für weitere 5, 10, 15, 
20, 25 oder 30 Jahre verliehen werden. 

 
(5) Auf den Naturbestattungsgrabfeldern dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen 

verwendet werden, die aus Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen her-
gestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die physikalische, chemische oder biologische 
Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern. 

 
(6) Die Naturbestattungsgrabfelder werden von der Friedhofsverwaltung angelegt und unterhal-

ten. Grabmale zur Erinnerung an die Verstorbenen bzw. zum Auffinden der Gräber werden 
von der Friedhofsverwaltung aufgestellt und gestaltet. Die namentliche Kennzeichnung an 
den Grabmalen (Namensstelen) wird von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebühr ge-
stellt. 

 
(7) In oder auf dem Boden der Naturbestattungsgrabfelder dürfen keine Veränderungen vorge-

nommen werden. Insbesondere ist nicht gestattet: 

a) die Gräber zu bearbeiten, zu schmücken oder in sonstiger Form zu verändern, 

b) Anpflanzungen vorzunehmen, 

c) Grabmale, Gedenksteine und sonstige bauliche Anlagen zu errichten, 

d) Grabschmuck, insbesondere Sargauflagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzscha-
len, Kerzen, Grablichte und persönliche Andenken niederzulegen. 

 
(8) Grabschmuck, insbesondere Sargauflagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzschalen, 

Kerzen, und persönliche Andenken dürfen nur auf gesondert ausgewiesenen Flächen der 
Naturbestattungsgrabfelder niedergelegt werden. 

 
(9) Das Abräumen der Naturbestattungsgrabfelder oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ru-

hezeit wird 6 Monate vorher öffentlich durch Aushang in dem amtlichen Aushangkasten der 
Stadtverwaltung und den Aushangkästen auf den Friedhöfen sowie durch eine Hinweistafel 
auf den Naturbestattungsgrabfeldern selbst bekanntgegeben. 

 
(10) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-

) Reihengrabstätten entsprechend auch für die Naturbestattungsgrabfelder.“ 
 
 

§ 19 Urnenwahlgrabstätten 
 
(1) Urnenwahlgrabstätten sind Grabstätten für die Beisetzung von Aschen, an denen auf An-

trag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren La-
ge im Benehmen mit dem / der Erwerber/in bestimmt wird. 
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(2) Eine Urnenwahlgrabstätte ist maximal 1,00 m lang und 1,00 m breit 
 
(3) In einer Urnenwahlgrabstätte können bis zu 4 Urnen beigesetzt werden. 
 
(4) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) 

Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnenwahlgrabstätten. 
 
 

§ 20 anonyme Urnenreihengrabstätten 
 
(1) In anonymen Urnenreihengrabstätten werden Urnen der Reihe nach innerhalb einer Fläche 

von 0,40 x 0,40 m je Urne für die Dauer der Ruhezeit beigesetzt. Diese Grabstätten werden 
nicht gekennzeichnet. Sie werden vergeben, wenn dies dem Willen des / der Verstorbenen 
und / oder der Hinterbliebenen, des / der Nutzungsberechtigten oder der Angehörigen ent-
spricht. 

 
(2) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für (Erd-) 

Reihengrabstätten entsprechend auch für anonyme Urnenreihengrabstätten. 
 
 

§ 20a Grabstätten für muslimische Religionszugehörige 
 
(1) Auf dem Waldfriedhof ist eine Wahlgrabanlage für die Erdbestattung (Bestattungen in Tü-

chern) von Verstorbenen muslimischer Religionszugehörigkeit eingerichtet. Die Grabanlage 
ist so ausgerichtet, dass die vorgesehenen Wahlgrabstellen von Nordosten nach Südwes-
ten ausgerichtet sind. Die Kopfseite liegt im Südwesten.  

 
(2) An den Wahlgrabstätten kann auf Antrag ein Nutzungsrecht erst im Todesfall für die Dauer 

der Ruhezeit des / der zu Bestattenden verliehen werden, wobei die Zuweisung der Grab-
stätte der Reihe nach erfolgt. Die Vorschriften des § 16 – Wahlgrabstätten gelten entspre-
chend auch für die Wahlgrabanlage für muslimische Religionszugehörige. 

 
(3) Vor einer Bestattung eines / einer Verstorbenen muslimischer Religionszugehörigkeit in 

Tüchern in der Wahlgrabanlage für muslimische Religionszugehörige ist vom Gesundheits-
amt des Landkreises die Zustimmung zur Bestattung in Tüchern einzuholen. 

 
(4) Der / die Verstorbene wird in einem Sarg zur Bestattungsstelle gebracht und dann sarglos in 

Tüchern auf einer geschlossenen Holzunterlage liegend bestattet. 
 
(5) Die Aushebung des Grabes wird durch die Friedhofsverwaltung veranlasst. Nachdem die 

Angehörigen den Leichnam / Sarg mit Erde bedeckt haben, übernehmen die Friedhofsver-
waltung bzw. die von der Friedhofsverwaltung bestimmten Personen die Verfüllung des 
Grabes. 

 
 

§ 20b Pflegerecht 
 
(1) Nach Ablauf des Nutzungsrechts und sofern bei Wahlgrabstätten vom Recht auf Verlänge-

rung kein Gebrauch gemacht wird, kann die Friedhofsverwaltung auf Antrag ein widerrufli-
ches Pflegerecht einräumen, wenn die Einräumung des Pflegerechts dem Friedhofszweck 
nicht zuwiderläuft und auch andere öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
 

(2) Die Einräumung eines Pflegerechts ist ausgeschlossen, wenn nach den Belegungsplänen 
für die Grabstätte die Vergabe neuer Nutzungsrechte vorgesehen ist. 
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(3) Eine mehrmalige Verlängerung des Pflegerechts ist zulässig. Maßgeblich für die Verlänge-
rung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Entscheidung über die Verlängerung. 
 

(4) Für die Antragstellung gilt § 16 Abs. 1 und 6 sinngemäß. 
 

(5) Die Einräumung des Pflegerechts erfolgt schriftlich und kann mit Nebenbestimmungen ver-
sehen werden. 
 

(6) Der / die Pflegeberechtigte hat alle Pflichten, die für die Nutzungsberechtigten an einer 
Wahlgrabstätte nach Maßgabe der Vorschriften dieser Satzung bestehen, ebenfalls sinn-
gemäß zu erfüllen. Das gilt insbesondere für die Pflege- und Unterhaltungspflichten. 
 

(7) Das Pflegerecht kann widerrufen werden, wenn 

a) dies von dem / der Pflegeberechtigten gewünscht bzw. beantragt wird, 

b) die Pflicht zur Unterhaltung der Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen gem. § 24 
nicht erfüllt wird oder 

c) die Pflicht zur ordnungsgemäßen Pflege der Grabstätte (§ 26) verletzt wird. 
 

(8) Die Vergabe eines Pflegerechts kann davon abhängig gemacht werden, dass der / die An-
tragsteller/in auf die Entfernung von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen auf der 
Grabstätte entschädigungslos verzichtet. 
 

(9) Wird ein Pflegerecht eingeräumt, ist die laufende Unterhaltungsgebühr – Ziffer 2 des Ge-
bührentarifes zur Gebührensatzung – zu entrichten.“ 

 
 

Abschnitt IV - Gestaltung der Grabstätten 

 

§ 21 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
 
(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass die Würde 

des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird. 
 
(2) Die Friedhöfe können in Gräberfelder mit oder ohne Gestaltungsrichtlinien eingeteilt wer-

den. Die Einteilung wird durch besondere Gestaltungssatzungen getroffen, die gleichzeitig 
Gestaltungsvorschriften für die Gräberfelder mit Gestaltungsrichtlinien enthalten. Dabei sind 
in ausreichendem Umfange Gräberfelder ohne Gestaltungsrichtlinien vorzuhalten. 
 
Dabei genügt es, wenn diese Gräberfelder auf nur einem der Friedhöfe zur Verfügung ste-
hen. 

 
(3) Soweit das Nutzungsrecht an einer Grabstelle auf einem Feld ohne Gestaltungsrichtlinien 

erworben wird, sind nur die in dieser Satzung enthaltenen Vorschriften und die dem soge-
nannten Durchschnittsgeschmack entsprechenden ästhetischen Mindestanforderungen zu 
beachten. 

 
(4) Bestehende Rechte bleiben unberührt. 
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Abschnitt V - Grabmale 
 

§ 22 Genehmigungserfordernis 
 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabzeichen und der damit zusammenhängen-

den Anlagen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Stadt. Die Anträge sind 
durch den / die Verfügungsberechtigten zu stellen. Diese/r hat in seinem / ihrem Antrag sein 
/ ihr Nutzungsrecht nachzuweisen. Dem Antrag ist weiterhin in doppelter Ausführung beizu-
fügen: 

 
a) Der Grabzeichenentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe 

des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. Ausfüh-
rungszeichnungen sind einzureichen, soweit es zum Verständnis erforderlich ist. 

b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe 
des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. Ausfüh-
rungszeichnungen sind einzureichen, sofern es zum Verständnis erforderlich ist. 

 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann Modelle anfordern, sofern dies zum besseren Verständnis 

notwendig ist. Sie ist berechtigt, sich bei der Beurteilung der eingereichten Zeichnungen 
durch befähigte, anerkannte Fachkräfte beraten zu lassen. 

 
(3) Entspricht die Ausführung eines Grabzeichens nicht der genehmigten Zeichnung des An-

trages, setzt die Friedhofsverwaltung dem / der Nutzungsberechtigten eine angemessene 
Frist zur Beseitigung oder Abänderung dieses Grabzeichens. Nach ergebnislosem Ablauf 
der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseitigung auf Kosten des / 
der Nutzungsberechtigten veranlassen. 

 
(4) Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht bin-

nen eines Jahres nach Bekanntgabe der Genehmigung errichtet worden ist. 
 
(5) Die Errichtung und Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen, wie z.B. die Abdeckung 

von Grabstätten oder die Aufstellung von Bänken, bedarf ebenfalls der vorherigen schriftli-
chen Genehmigung der Friedhofsverwaltung. Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend. 

 
(6) Die Abdeckung von Wahlgrabstätten mit Steinplatten oder sonstigen Abdeckungen ist nur 

bis zu einem Anteil von bis zu 75 % der Fläche der Wahlgrabstätte zulässig. Abweichend 
von Satz 1 können bei Urnenreihen- und Urnenwahlgrabstätten bis zu 100 % der Fläche 
abgedeckt werden. Die Abdeckung von Reihengrabstätten ist nicht zulässig. 

 
 

§ 23 Standsicherheit der Grabzeichen 
 
(1) Die Grabzeichen sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln 

des Handwerks (u.a. Richtlinien des Bundesinnungsverbands des Deutschen Steinmetz-, 
Stein- und Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenk-
mälern in der jeweils geltenden Fassung) zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie 
dauerhaft standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen o-
der sich nicht senken können. 

 
(2) Stehende Grabzeichen bis 1,00 m Höhe erhalten ein Fundament in Form eines sog. min-

destens 1,10 m langen Überlegers, der 0,25 m breit und 0,20 m hoch ist. Die Oberkante 
muss mindestens 0,10 m unter Geländehöhe liegen. Die gestampften Beton-Überleger 
können auch als fertige Werkteile eingebracht werden. Bei Grabzeichen über 1,00 m Höhe 
müssen die Maße der Fundamente so beschaffen sein, dass sich unbedingte Standsicher-
heit ergibt. 
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(3) Liegende Grabzeichen werden ohne Fundament ins Erdreich eingebettet. 
 
(4) Hölzerne und metallene Grabzeichen bekommen ein Fundament, das ihrem Gewicht ent-

spricht. Hölzerne Grabzeichen können mit einem imprägnierten Schaft in den Boden einge-
lassen werden.  

 
(5) Alle stehenden Grabzeichen müssen durch nicht rostende Metalldübel mit mindestens 10 

mm Stärke derart mit dem Fundament verbunden werden, dass die Standsicherheit gewähr-
leistet ist. 

 
(6) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, zu prüfen, ob die vorgeschriebene Fundamentierung 

durchgeführt worden ist. 
 
(7) § 23 Abs. 1 – 6 gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 
 
 

§ 24 Unterhaltung der Grabmale 
 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauerhaft in verkehrssicherem 

Zustand zu halten. Verantwortlich für die Standsicherheit ist der / die jeweilige Nutzungsbe-
rechtigte. 

 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen 

davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich 
Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten des / 
der Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen, Absperrun-
gen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Fried-
hofsverwaltung nicht innerhalb einer angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwal-
tung berechtigt, dies auf Kosten des / der Verantwortlichen zu tun oder das Grabmal, die 
sonstige bauliche Anlage oder die Teile davon zu entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist je-
doch nicht verpflichtet, diese Gegenstände aufzubewahren. Ist der / die Verantwortliche 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine öffentliche Bekanntma-
chung und ein 4-wöchiger Hinweis auf der Grabstätte. Die Verantwortlichen sind für jeden 
Schaden haftbar, der durch Umfallen von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder 
durch Abstürzen von Teilen davon verursacht wird. 

 
 

§ 25 Entfernung 
 
(1) Nach Ablauf des Nutzungsrechtes an Wahlgrabstätten sind neben der Bepflanzung die 

Grabmale sowie sonstige bauliche Anlagen und eingebrachte Sachen auf der Wahlgrabstät-
te durch den / die Nutzungsberechtigten zu entfernen. Sollte diese/r nach angemessener 
Fristsetzung dieser Pflicht nicht nachkommen, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, diese 
Wahlgrabstätten auf Kosten des / der Nutzungsberechtigten abzuräumen. Ist der / die Nut-
zungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine öffentli-
che Bekanntmachung und ein 6-monatiger Hinweis auf der Wahlgrabstätte. 

 
(2) Sämtliche abgeräumte Grabmale, sonstige bauliche Anlagen und auf der Wahlgrabstätte 

eingebrachte Sachen gemäß § 25 Absatz 1 Satz 2 und 3 fallen mit der Räumung entschä-
digungslos in die Verfügungsgewalt der Stadt. Eine Pflicht zur Aufbewahrung der Grabmale, 
der sonstigen baulichen Anlagen und auf der Wahlgrabstätte eingebrachten Sachen durch 
die Friedhofsverwaltung besteht nicht. 
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Abschnitt VI - Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
 

§ 26 Gärtnerische Gestaltung der Gräber 
 
(1) Alle Grabstätten müssen hergerichtet und dauernd instandgehalten werden. Verwelkte Blu-

men und Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und an den hierfür bestimmten 
Plätzen und Einrichtungen abzulagern. § 7 Absatz 5 Satz 3 bleibt unberührt. 

 
(2) Die Gestaltung der Grabstätten ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, des Gräberfeldes 

und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Für die Bepflanzung der Grabstätten sind 
nur solche Pflanzen zu verwenden, die andere Grabstätten sowie die öffentlichen Anlagen 
und Wege nicht beeinträchtigen. Hecken dürfen nur 0,30 m breit und 0,80 m hoch sein; 
Bäume, großwüchsige Sträucher und Büsche dürfen nur max. 3,50 m hoch sein. Der 
Durchmesser der Baumkronen, großwüchsiger Sträucher und Büsche darf 2,50 m nicht 
überschreiten. 

 
(3) Für das Herrichten und Instandhalten der Grabstätten sind die jeweiligen Nutzungsberech-

tigten verantwortlich. Sie können die Grabstätten selbst pflegen oder einen zugelassenen 
Friedhofsgärtner damit beauftragen. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf des Nut-
zungsrechtes. 

 
(4) Reihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Belegung, Wahlgrabstätten 

innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet sein. 
 
(5) Die Herrichtung, die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtnerischen Anlagen außer-

halb der Grabstätten obliegen ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 
 
(6) Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in den Produkten der Trauerflo-

ristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden- und -gestecken nicht verwendet werden. 
Kleinzubehör wie Blumentöpfe, Grablichter und Plastiktüten aus nicht verrottbarem Material 
sind vom Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung bereitgestellten Behältern zu 
entsorgen. 

 
 

§ 27 Vernachlässigung 
 
(1) Wird eine Grabstätte nicht gemäß § 26 ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der / 

die Nutzungsberechtigte auf schriftliche Aufforderung der Stadt die Grabstätte innerhalb ei-
ner jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist der / die Nut-
zungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine öffentli-
che Bekanntmachung sowie ein 6-monatiger Hinweis auf der Grabstätte. 

Wird die Aufforderung nicht befolgt, können Reihengrabstätten von der Stadt abgeräumt, 
eingeebnet und eingesät werden. Bei Wahlgrabstätten kann die Stadt in diesem Fall die 
Grabstätten auf Kosten des / der jeweiligen Nutzungsberechtigten in Ordnung bringen las-
sen, wobei die Stadt berechtigt ist, einen Verwaltungsaufwand von pauschal 20 % der ent-
standenen Kosten zu erheben, oder sie kann das Nutzungsrecht ohne Entschädigung ent-
ziehen. 

Vor dem Entzug des Nutzungsrechtes ist der / die jeweilige Nutzungsberechtigte noch ein-
mal schriftlich aufzufordern, die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen; ist er /sie 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, hat noch einmal eine entsprechende öf-
fentliche Bekanntmachung und ein entsprechender 4-wöchiger Hinweis auf der Grabstätte 
zu erfolgen. In dem Entziehungsbescheid ist der / die jeweilige Nutzungsberechtigte aufzu-
fordern, das Grabzeichen und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von 3 Monaten 
seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen. Der / die Nutzungsberech-
tigte ist in den schriftlichen Aufforderungen, der öffentlichen Bekanntmachung und dem 
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Hinweis auf die Grabstätte auf die für ihn maßgeblichen Rechtsfolgen der Sätze 3 und 4 
und in dem Entziehungsbescheid auf die Rechtsfolgen des § 25 hinzuweisen. 

 
(2) Für Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt 

oder ist der / die Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck entfernen. § 25 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 

 
 

Abschnitt VII - Benutzung der Friedhofskapelle 
 

§ 28 Benutzung der Aufbahrungsräume 
 
(1) Die Aufbahrungsräume dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur 

mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung und in Begleitung eines / einer Beauftragten der 
Friedhofsverwaltung betreten werden. 

 
(2) Sollte eine Aufbewahrung aufgrund der herrschenden Temperaturen nicht möglich sein, ist 

die von der Stadt bereitgestellte Kühlkammer bzw. ein gleichrangig anerkannter Kühlraum 
zu benutzen. 

 
(3) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die 

Angehörigen die Verstorbenen während der von der Friedhofsverwaltung in Abstimmung mit 
dem / der Bestattungsunternehmer/in festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind spätes-
tens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der Beisetzung endgültig zu schlie-
ßen. 

 
(4) Die Leichen der an einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit Verstorbenen müssen 

sofort in geschlossenen Särgen eingeliefert werden. Diese dürfen nur mit schriftlicher Ge-
nehmigung des Gesundheitsamtes geöffnet werden. 

 
 

§ 29 Trauerfeiern 
 
(1) Für Trauerfeiern stehen die Feierhallen der Friedhofskapellen zur Verfügung. Die Aufbah-

rung des / der Verstorbenen hat jedoch grundsätzlich in den hierfür vorgesehenen Aufbah-
rungsräumen zu geschehen. 

 
(2) Die Aufbahrung des / der Verstorbenen in den Aufbahrungsräumen kann untersagt werden, 

wenn der / die Verstorbene an einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat 
oder Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 

 
 

Abschnitt VIII - Schlussvorschriften 
 

§ 30 Haftung 
 
Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch nichtsatzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, 
ihrer Anlagen und ihrer Einrichtung, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Im Übri-
gen haftet die Stadt nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 
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§ 31 Gebühren 
 
Für die Benutzung der in § 1 Absatz 1 genannten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sind die 
Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 
 
 

§ 32 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig gemäß § 10 Absatz 5 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-

zes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a) sich als Besucher/in entgegen § 6 Absatz 1 nicht der Würde des Friedhofs entsprechend 
verhält oder Anordnungen der Friedhofsverwaltung nicht befolgt. 

b) entgegen § 6 Absatz 2 
 
I. den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen verunreinigt oder beschädigt, 

Einfriedungen und Hecken übersteigt und Flächen außerhalb der Wege, Grabstät-
ten und Grabeinfassungen unbefugt betritt, 

II. die Wege unberechtigt mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräte, ausgenommen 
Kinderwagen und Rollstühle, befährt, 

III. Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Plätze und Einrichtungen ab-
lagert, 

IV. Waren aller Art verkauft, insbesondere Kränze und Blumen, sowie Dienstleistungen 
anbietet, 

V. Druckschriften verteilt, 

VI. an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattungshandlung Grabpflege-
arbeiten ohne motorbetriebene Geräte auszuführt, 

VII. bei Bestattungshandlungen Arbeiten mit motorbetriebenen Geräten auszuführt, 

VIII. lärmt, spielt, isst, trinkt oder lagert, 

IX. Tiere, mit Ausnahme von an der Leine geführten Hunden, mit sich führt, 
 

c) als Gewerbetreibende/r  
 
I. entgegen § 7 Absatz 1 ohne vorherige Zulassung tätig wird, 

II. entgegen § 7 Absatz 3 mit Arbeiten beginnt, ohne dass ihm / ihr oder seinem / ih-
rem Auftraggeber / seiner / ihrer Auftraggeberin die erforderlichen Genehmigungen 
vorliegen oder diese nachgewiesen wurden, 

III. entgegen § 7 Absatz 4 außerhalb der festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt, 

IV. entgegen § 7 Absatz 5 Werkzeug und Maschinen unzulässig lagert 
 

d) entgegen § 8 Absatz 1 Trauerfeiern und Bestattungen ohne Zustimmung der Stadt 
durchführt, 

e) entgegen § 15a Abs. 6 und Abs. 7 in der Erdgemeinschaftsgrabanlage Gräber bearbei-
tet, schmückt oder in der Form verändert, Anpflanzungen vornimmt, Grabmale, Gedenk-
steine oder sonstige bauliche Anlagen errichtet oder entgegen § 15a Abs. 7 Grab-
schmuck, insbesondere Sargauflagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzschalen, 
Kerzen, Grablichte und persönliche Andenken außerhalb der dafür gesondert ausgewie-
senen Flächen niederlegt, 

f) entgegen § 18a Abs. 6 oder § 18b Abs. 8 Grabschmuck, insbesondere Sargauflagen, 
Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzschalen, Kerzen, Grablichte und persönliche An-
denken nicht auf den gesondert ausgewiesenen Flächen außerhalb der Urnengemein-
schaftsgrabanlage niedergelegt, 
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g) entgegen § 18b Abs. 7 auf den Naturbestattungsgrabfeldern Gräber bearbeitet, 
schmückt oder in der Form verändert, Anpflanzungen vornimmt, Grabmale, Gedenkstei-
ne oder sonstige bauliche Anlagen errichtet oder Grabschmuck, insbesondere Sargauf-
lagen, Kränze, Blumengebinde, Vasen, Pflanzschalen, Kerzen, Grablichte und persönli-
che Andenken niederlegt, 

h) entgegen § 22 Absatz 1 und 5 ohne vorherige Genehmigung Grabmale oder sonstige 
bauliche Anlagen errichtet oder verändert, 

i) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen entgegen § 23 Absatz 1 nicht fachgerecht be-
festigt und fundamentiert, 

j) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen entgegen § 24 Absatz 1 nicht in gutem und 
verkehrssicherem Zustand hält, 

k) entgegen § 25 Abs. 1 nach Ablauf des Nutzungsrechtes an Wahlgrabstätten nicht frist-
gerecht die Bepflanzung, die Grabmale sowie sonstige bauliche Anlagen und einge-
brachte Sachen von der Wahlgrabstätte entfernt, 

l) Kunststoffe und andere nicht verrottbare Werkstoffe entgegen § 26 Absatz 6 verwendet 
oder so beschaffenes Zubehör nicht vom Friedhof entfernt oder in den bereitgestellten 
Behältern entsorgt. 

m) Grabstätten gemäß § 27 vernachlässigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 5.000,00 EURO geahndet wer-

den. 
 
(3) Die Anwendung von Zwangsmitteln im Rahmen des § 70 NVwVG i. V. m. §§ 65 ff. Nieder-

sächsisches Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (NPOG) durch die Stadt bleibt unbe-
rührt. 

 
 

§ 33 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. des auf die Bekanntmachung folgenden Monats in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Friedhofssatzung für die Friedhöfe Lindenstraße und Waldfriedhof Freudenthalstraße 
vom 11.11.1975 in der Fassung vom 25.09.1979 und 25.09.1986 außer Kraft. 
 
 


